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Die Anfrage wird wie folgt beantwortet; 

Bevor idi auf die einzelnen Fragen eingehe, möchte ich einige 
grundsätzliche Ausführungen zur Tarifpolitik vorausschicken. 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag wiederholt ihre Auffassung 
über die Bedeutung der Tarifpolitik und ihre weitere Entwicklung 
zum Ausdruck gebradit. Ich darf an die Unterlagen erinnern, die 
den zuständigen Ausschüssen des Bundestages im Herbst 1954 zu 
den Fragen der Tarifpolitik vorgelegt worden sind (vgl. anliegende 
synoptische Darstellung — Anlage 1 — ). Idi darf ferner erinnern 
an die grundsätzlichen Darlegungen, die ich bei der zweiten Lesung 
des Bundeshaushaltsplans 1955 am 21. Juni 1955 im Bundestag ge- 
macht habe (vgl. Stenographische Berichte S. 5029 bis 5032). 

Wesentliche Ziele der Verkehrspolitik der Bundesregierung sind u. a. 

a) die Angleichung der Startbedingungen der Verkehrsträger, vor 
allem von Sdiiene und Straße; 

b) die zweckmäßige Teilung der Aufgaben zwischen Schiene, Straße 
und Binnenschiffahrt auf der Grundlage ihrer Zusammenarbeit; 

c) die Sicherung angemessener Beförderungsentgelte für die Ver- 
kehrsträger unter sorgfältiger Abstimmung mit den Interessen 
der verladenden Wirtsdiaft. 

Diese Ziele können mit Hilfe der Tarifpolitik allein nicht erreidit 
werden; die Tarifpolitik muß aber auf sie ausgerichtet sein. Hierbei 
ist zu berücksichtigen, daß sie in steter Abstimmung mit der Wirt- 
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Schaftspolitik entwickelt werden muß; denn eine Änderung der 
Tarife und der Tarifbestimmungen kann nicht nur die allgemeine 
konjunkturelle Lage, sondern auch die Struktur einzelner Wirt- 
schaftsgebiete und damit die Standortbildung innerhalb der Bundes- 
republik stark beeinflussen. Die Tarifhoheit der Bundesregierung, 
die sie — in besonders wichtigen Fällen unter Einschaltung des 
Preisrates — durch den Bundesminister für Verkehr ausüben läßt, 
ist daher an eine Anzahl von Voraussetzungen gebunden, die die 
Bundesregierung und damit den Bundesminister für Verkehr bei 
den tarifpolitischen Entscheidungen stark beeinflussen und be- 
sdiränken. Sie unterliegt den Bestimmungen des Art. 80 Abs. 2 GG, 
wonach Rechtsverordnungen über Grundsätze und Gebühren für 
die Benutzung der Einrichtungen der Bundeseisenbahnen an die 
Zustimmung des Bundesrates geknüpft sind. Sie ist ferner gebunden 
durdi die geltenden Preisgesetze (vgl. Gesetz vom 10. April 1948 
— WiGBl. S. 27 — ; später wiederholt geändert und ergänzt). Hier- 
nach bedürfen Tarifänderungen der Zustimmung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und, wenn sie eine grundlegende Bedeu- 
tung für den gesamten Preisstand, insbesondere die Lebenshaltung, 
haben, auch der Zustimmung des Bundesrates. Tarifpolitische Ent- 
scheidungen werden schließlich wesentlich beeinflußt durch die 
Koordinierungsverhandlungen, die auf Grund langjährig geübter 
Praxis selbst bei verhältnismäßig geringfügigen Änderungen von 
Einzeltarifen mit den Vertretern der Verkehrsträger, der verladen- 
den Wirtschaft und den sonst beteiligten Stellen zu führen sind. 

Einen wesentlichen Teil des tarifpolitischen Programms der Bundes- 
regierung stellt die in Aussicht genommene allgemeine Gütertarif- 
reform dar; für sie hat der Wissenschaftliche Beirat beim Bundes- 
verkehrsministerium durch sein am 12. Mai 1953 erstattetes Gut- 
achten (veröffentlicht In der Schriftenreihe des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesverkehrsministerium, Heft 1) wichtige Vor- 
aussetzungen erarbeitet. Ich habe den von mir am 26. April 1954 
einberufenen Sachverständigenausschuß für die Neugestaltung des 
Gütertarifs gebeten, mir unter Berücksichtigung dieses Gutachtens 
einen möglldist abgestimmten Vorsdilag für eine allgemeine Güter- 
tarifreform vorzulegen. Der Ausschuß steht unter dem Vorsitz 
des Geschäftsführenden Vorstandsmitglieds des Deutschen Indu- 
strie- und Handelstages, Herrn Dr. Paul Beyer; er setzt sich aus 
besonders sachkundigen Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Landwirt- 
schaft, Wissenschaft, der Verkehrsträger, der Länder und der Ge- 
werkschaften zusammen. 

Die Bundesregierung wird in Ihrer Tarifpolitik zunehmend durch 
eine Reihe neuer, zum Teil sich erst in Zukunft auswirkender Fak- 
toren wesentlich beeinflußt mit der Folge, daß sie In ihren Entschei- 
dungen, die über die übliche Fortentwicklung der Tarife hinaus- 
gehen, nicht unerheblich eingeengt ist. 

1. Die Umgestaltung der Tarife für Kohle, Koks, Erze, Schrott, 
Eisen und Stahl durch die Bestimmungen des Vertrages über die 
Montan-Gemeinschaft ändern entscheidend die wirtschaftlichen und 
verkehrspolitischen Voraussetzungen für die Weiterentwicklung 
der Tarife der Massengüter. Diese Umgestaltung ist noch nicht abge- 
schlossen. In Durchführung des Vertrages sind mit nachhaltiger Aus- 
wirkung auf die Tarifpolitik tarifliche Diskriminierungen beseitigt 
und direkte Tarife eingeführt worden, und zwar für Kohle und 
Erze ab 1. Mai 1955, für Eisen und Stahl ab 1. Mai 1956. Dagegen 
sind die auf Grund des Vertrages geführten Verhandlungen über 
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die Harmonisierung der Tarife sowie über den Ausgleich der Dis- 
paritäten im grenzüberschreitenden Verkehr bei Straße und Binnen- 
schiffahrt noch nicht beendet; sie sind daher in ihren Auswirkungen 
noch nicht zu übersehen. 

2. Das Verkehrsfinanzgesetz 1955 vom 6. April 1955 (BGBl. I 
S. 166) soll u. a. dazu beitragen, die Startbedingungen des gewerb- 
lichen Güterkraftverkehrs, des Werkverkehrs und des Eisenbahn- 
verkehrs einander anzugleichen; es schafft dadurch neue Voraus- 
setzungen für die Entwicklung der Tarifpolitik. Da das Verkehrs- 
finanzgesetz erst vor wenigen Monaten in Kraft getreten ist, war 
es vor der Durchführung schon vorbereiteter einschneidender tarif- 
licher Maßnahmen notwendig, seine Auswirkungen abzuwarten. 
Nach den Vorschlägen von Bundesregierung und Bundesrat sollte 
mit sofortiger Wirkung die Beförderungsteuer des Werkfernver- 
kehrs von 0,99 auf 5 Pfennig je Tonnenkilometer erhöht werden. 
Hierdurch sollte eine wesentliche Voraussetzung dafür geschaffen 
werden, ,daß die Tarifpolitik auf die eingangs dargelegten verkehrs- 
politischen Ziele der Bundesregierung wirksam ausgerichtet werden 
kann, und zwar ohne daß eine weitere verkehrspolitisch uner- 
wünschte Ausdehnung des Werkfernverkehrs befürchtet werden 
muß. Dem hat jedoch das Verkehrsfinanzgesetz nicht Rechnung 
getragen. Es sieht vielmehr eine Belastung des Werkfernverkehrs 
von zunächst nur 3 Pfennig je Tonnenkilometer und in weiteren 
Etappen (1. Oktober 1956 und 1. April 1958) von 4 und 5 Pfennig 
vor. 

Die Bundesregierung hat wiederholt vorgetragen, daß sie eine Be- 
lastung des Werkfernverkehrs mit 3 Pfennig je Tonnenkilometer 
für zu gering ansieht, um das von ihr geplante tarifpolitische Pro- 
gramm, in seinem Rahmen die Beseitigung der Disparitäten zwi- 
schen Schiene und Straße, zu verwirklichen; denn der kostenmäßige 
Vorsprung des Werkfernverkehrs ist bei einer so niedrigen steuer- 
lichen Belastung noch derartig, daß er in einem solchen Falle zu 
Lasten der öffentlichen Verkehrsträger sich weiter ausdehnen würde. 

Eine Belastung des Werkfernverkehrs mit 4 Pfennig je Tonnen- 
kilometer wird vermutlich eher geeignet sein, diesen Folgen ent- 
gegenzuwirken. Die Disparitäten zwischen Schiene und Straße 
werden frühestens dann — wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade — beseitigt werden können. 

Erst bei einer Belastung des Werkfernverkehrs mit 5 Pfennig je 
Tonnenkilometer wird das tarifpolitische Programm voll verwirk- 
licht werden können; insbesondere wird es dann möglich sein, an- 
gemessene Beförderungsentgelte für die Verkehrsträger zu sichern 
und damit auch die Spannungen zwischen Schiene und Straße zu 
mildern. 

Die obersten Landesverkehrsbehörden haben auf meine Bitte hin 
die Auswirkungen des Verkehrsfinanzgesetzes geprüft; eine ein- 
heitliche Auffassung hat sich nicht ergeben. Dies zeigten die Be- 
ratungen der Länderverkehrsminister-Konferenz ln Rendsburg 
Mitte September d. J. Es hat sich herausgestellt, daß seine Auswir- 
kungen frühestens Mitte nächsten Jahres einigermaßen zutreffend 
beurteilt werden können. 

Da die Belastung des Werkfernverkehrs mit 4 Pfennig je Tonnen- 
kilometer erst am 1. Oktober 1956 in Kraft tritt, wird sich frühe- 
stens im Laufe des Jahres 1957 zuverlässig beurteilen lassen, ob 
sie als Grundlage für die Beseitigung der Disparitäten dienen kann. 
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3. Gegenwärtig wird das Bild der Konjunktur-Entwicklung in 
Deutschland durdi die Vollbesdiäftigung mit ihren Konsequenzen 
für die gesamte Wirtschaftslage bestimmt. Die Bundesregierung ist 
daher der Auffassung, daß nidit nur alles gesdiehen muß, um Preis- 
erhöhungen auszuschließen, sondern daß vielmehr alle Bemühun- 
gen darauf gerichtet werden müssen, das Preisniveau überall dort 
herabzudrücken, wo es nur irgend möglidi ist. Tarifpolitisdic Maß- 
nahmen, die dem Zwecke dienen, den Verkehrsträgern ausreichende 
Entgelte entsprechend ihren Kosten zu gewähren, werden sich daher 
derzeit nur sehr schwer durchführen lassen. Es ist bekannt, daß bei 
allen gewerblichen Verkehrsträgern, bei den Eisenbahnen wie bei 
der Binnenschiffahrt und bei dem Güternah- und Güterfernverkehr 
die Entgelte zur Deckung der Kosten jedenfalls dann nicht aus- 
reichen, wenn man berücksichtigt, daß die Verkehrsträger in die 
Lage versetzt werden müssen, durch Rationalisierung, z. B. Ver- 
besserung der Umschlagsanlagen, die Verkehrsabwicklung zu be- 
schleunigen und zu einer Verminderung der Kostenanteile bei Pro- 
duktion und Verteilung beizutragen. 

Die Überlegungen, durch die Entwicklung von sogenannten arteige- 
nen Tarifen die Disparitäten zwischen den gewerblichen Verkehren 
auf der Schiene und auf der Straße beseitigen zu helfen, und so 
echte, nicht nur den Kosten, sondern auch den tatsächlichen Lei- 
stungen der Verkehrsträger entsprechende Entgelte festzulegen, 
müssen zurückgestellt werden, bis Bundesregierung und Bundestag 
über die Grundlinien für die Welterentwidklung der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik entschieden haben. 

4. Die tarifpolitische Entwicklung wird ferner dadurch stark ge- 
hemmt, daß noch keine Entscheidung über die von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagene Besoldungsreform und über die von der Ge- 
werkschaft der Eisenbahner Deutschlands und der Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport und Verkehr gewünschte Erhöhung 
der Löhne und Gehälter vorliegt. Erst wenn über diese beiden wich- 
tigen Kostenfaktoren Klarheit besteht, kann die Belastung fest- 
gestellt werden, die der Deutschen Bundesbahn und den übrigen 
öffentlichen Verkehrsträgern auf Schiene, Straße und Wasserstraße 
erwachsen wird. Dann kann auch geprüft werden, inwieweit diese 
Maßnahmen Auswirkungen nicht nur auf die Höhe, sondern auch 
auf die gegenseitige Zuordnung der Tarife der einzelnen Verkehrs- 
träger haben werden. 

Unter Berücksichtigung dieser grundsätzlichen und die gegenwärtige 
Lage charakterisierenden Voraussetzungen können die Einzelfragen 
wie folgt beantwortet werden: 

Zu Frage 1 

Die Bundesregierung hat auf Grund der von mir im Dezember 
1953 unterbreiteten Vorschläge durch Beschlüsse vom Januar, März 
und Juni 1954 ein umfassendes verkehrspolitisches Programm ge- 
billigt. Ich habe es nach Vorlage der von der Bundesregierung be- 
schlossenen und vom Bundesrat zustimmend behandelten Verkehrs- 
gesetzentwürfe, verbunden mit einer Stellungnahme zu den ver- 
kehrspolitischen Vorschlägen der Abgeordneten Müller-Hermann 
und Genossen, in Form von synoptischen Darstellungen den zu- 
ständigen Ausschüssen des Bundestages übermittelt. Das Gesamt- 
programm umfaßt auch einen tarlfpolitichen Teil. Er ist in der 
abschriftlich anliegenden synoptischen Darstellung wiedergegeben. 
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In weldier Welse die vorgesehenen Maßnahmen verwirklicht wer- 
den können, wird von der Entscheidung des Bundestages über die 
ihm vorliegenden, den Güterkraftverkehr und die Beförderung von 
Personen zu Lande betreffenden Gesetzentwürfen abhängen; im 
übrigen verweise ich auf meine vorstehenden grundsätzlichen Dar- 
legungen. 

Zu Frage 2 

Wiederholt habe ich mich in den letzten Jahren bemüht, die Ver- 
treter von Schiene, Straße und Binnenschiffahrt am runden Tisdi 
zu einer Übereinstimmung in den grundsätzlichen Fragen der 
Verkehrspolitik zu bringen. Am 4. und 22. März 1954 habe ich 
in gemeinsamen Besprechungen mit Vertretern der drei Verkehrs- 
träger versucht, auf der Grundlage des zu dieser Zeit erarbeiteten 
verkehrspolitisdien Gesamtprogramms der Bundesregierung zu einer 
übereinstimmenden Auffassung auf dem Gebiete der Tarifpolitik, 
der Aufgabenteilung und über die künftige Zusammenarbeit zu ge- 
langen. Die Vertreter von Schiene und Binnenschiffahrt stellten 
ein Entgegenkommen, vor allem auch gegenüber den Interessen 
des Güterfernverkehrsgewerbes, in Aussicht; sie baten seine Ver- 
treter, ihnen ihre konkreten Wünsche und Vorschläge zu über- 
mitteln. Ich habe mich dieser Bitte angeschlossen. Meine Bitte habe 
ich sowohl schriftlich wie mündlich zu verschiedenen Malen, zuletzt 
am 27. April 1935, nach Verabschiedung des Verkehrsfinanzgesetzes 
erneuert. Das Güterfernverkehrsgewerbe hat jedoch, offenbar weil 
es den Fortgang der Verkehrsgesetzgebung abwarten zu sollen 
glaubte, bisher keine von dieser Grundlage ausgehenden Vorschläge 
gemacht. 

Zwischen der Deutschen Bundesbahn und dem Güternahverkehrs- 
gewerbe schweben von mir geförderte Verhandlungen über eine 
Verstärkung der Zusammenarbeit. 

Im Anschluß an die im Laufe dieses Jahres getroffenen verkehrs- 
politischen Entscheidungen ist in absehbarer Zeit mit der Lösung 
weiterer Fragen zu rechnen. Ich habe daher am 25. September 1955 
dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn, dem Präsidenten des 
Zentralausschusses der deutschen Binnenschiffahrt und dem Präsi- 
denten der Zentralarbeitsgemeinschaft des Straßenverkehrsgewerbes 
mitgeteilt, daß ich beabsichtige, die Gespräche über eine Zusam- 
menarbeit der Verkehrsträger und die Abgrenzung ihrer Aufgaben- 
bereiche wieder aufzunehmen. Ich habe sie gebeten, mich davon zu 
unterrichten, ob sie bereit sind, in der zweiten Hälfte des Monats 
Oktober sich an derartigen Besprechungen zu beteiligen. Inzwischen 
habe ich zusagende Antworten erhalten. Auf Wunsch einiger Be- 
teiligter werden die Besprechungen jedoch erst im November be- 
ginnen. 

Zu Frage 3 

Ich bejahe die besondere Bedeutung der Tarifgestaltung für die 
volkswirtschaftliche Ordnung zwischen den Inlandsverkehrsträgern; 
jedoch ist die Tarifgestaltung allein nicht geeignet, die Ordnung 
herbeizuführen. 

Zu Frage 4 

Eine der Interstate Commerce Commission ähnliche Kollegial- 
behörde für die tarifpolitische Koordinierung der Verkehrsträger 
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könnte gemäß Art. 87 Abs. 3 GG nur durch Bundesgesetz errichtet 
werden. Ich habe nicht die Absidit, ein derartiges Gesetz vorzu- 
schlagen. 

Eine europäische Kommission hat vor zwei Jahren die Arbeit und 
Wirkungsweise dieser Commission untersucht und geprüft, ob und 
inwieweit sidi derartige Einrichtungen zur Regelung des Verkehrs 
in Europa eignen. Sie hat davon abgesehen, eine solche Lösung 
vorzuschlagen; ihre Anregungen haben jedoch Anlaß zur Schaffung 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister gegeben. 

Zu Frage 5 

Eine Tarifdifferenzierung zwischen Schiene und Straße halte ich 
für erstrebenswert. Bei der Weiterentwicklung der Tarife In den 
letzten Jahren ist Wert darauf gelegt worden, die Ansätze zur Ent- 
wicklung arteigener Tarifsysteme zu fördern. Im Bereich der Bin- 
nenschiffahrt besteht weitgehend ein arteigenes Tarifsystem. 

Mit der Frage, ob und inwieweit hierbei unter Berücksichtigung 
der Selbstkosten die besondere Leistungsfähigkeit des jeweiligen 
Verkehrsträgers deutlich zum Ausdruck kommen soll, ist der Sach- 
verständigenausschuß für die Neugestaltung des Gütertarifs (Beyer- 
Ausschuß) befaßt. Der Ausschuß wird jedoch zu dieser wie audi 
zu anderen grundsätzlichen Fragen der Neugestaltung des Güter- 
tarifs erst dann abschließend Stellung nehmen können, wenn der 
Bundestag über die ihm vorliegenden den Kraftverkehr betreffen- 
den Gesetzentwürfe entschieden hat. 

Zu den Vorschlägen des Antrages auf Drucksache 615 kann ich 
mich nidit absdiließend äußern, solange diese Entscheidungen und 
die Stellungnahme des Ausschusses nidit vorliegen. 

Zu Frage 6 

Zwar haben die vorhandenen Unterlagen über die Kostenstruktur 
des Güterverkehrs (nur dieser dürfte in der Anfrage gemeint sein) 
gewisse Erkenntnisse gebracht; sie müssen jedodi für eine umfas- 
sende tarifpolltische Neuordnung noch dadurch erweitert werden, 
daß vergleichbar auswertbare Kosten und Leistungen aller Ver- 
kehrszweige, insbesondere des sehr differenzierten Güterkraftver- 
kehrs, auf breiterer Basis ermittelt werden. 

Ich habe gemeinsam mit dem Fierrn Bundesminister der Finanzen 
und Im Einvernehmen mit dem von mir berufenen Selbstkosten- 
ausschuß im Januar 1954 die Deutsche Revisions- und Treuhand- 
AG (Treuarbeit) mit dieser Aufgabe beauftragt; sie hat ihren ersten 
vorbereitenden Bericht im Mai 1954 vorgelegt. Die Mittel für die 
erforderlichen weiteren Arbeiten sind mir erst nach Verabschiedung 
des Fiaushaltsgesetzes im Sommer 1955 zur Verfügung gestellt 
worden. Der Zeitpunkt des Abschlusses der Selbstkostenunter- 
suchungen kann daher gegenwärtig noch nicht angegeben werden. 
Die Treuarbeit wird bei ihren Untersuchungen in starkem Maße 
auf die Unterstützung der Betriebe des Güterkraftverkehrsgewerbes 
angewiesen sein. Von der bereitwilligen Mitarbeit dieser Betriebe 
wird der Erfolg der eingeleiteten Erhebungen abhängen. 

Zu Frage 7 

Die Arbeitsgemeinschaft Güternahverkehr hat am 13. Juli 1955 
beantragt, den Tarif für den gewerblichen Güternahverkehr, der 
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Höchstpreischarakter hat, in einen Festpreistarif umzuwandeln. Ich 
bin in Zusammenarbeit mit den übrigen beteiligten Ressorts mit 
der Prüfung dieses Antrages befaßt. Weitere Anträge zur grund- 
sätzlichen Änderung der Tarife sind weder von den Verkehrs- 
trägern noch von der verladenden Wirtschaft vorgelegt worden. 

Zu Frage 8 

Der Sachverständigenausschuß für die Neugestaltung des Gütertarifs 
(Beyer-Ausschuß) hat mir folgende Maßnahmen zur Durchführung 
empfohlen: 

a) im Reichskraftwagentarif die Klassen F und G sowie bestimmte 
Ausnahmetarife aufzuheben, 

b) die im gewerblichen Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 
an die Speditionsunternehmen gezahlte Werbe- und Abferti- 
tungsvergütung in bestimmter Weise zu kürzen, 

c) versuchsweise und auf Zeit begrenzt einen Haus-Haus-Tarif 
für Stückgut im Eisenbahnverkehr einzuführen und berechtigte 
Wünsche des Nahverkehrs dabei zu berüdcsichtigen. 

Der Vorsitzer des Ausschusses, Herr Dr. Beyer, hat mir mitgeteilt, 
daß einige Mitglieder die Empfehlungen zu a) und b) abgelehnt, 
einige weitere Mitglieder ihre Zustimmung zu den Empfehlungen 
zu a) mit Vorbehalten verbunden haben. 

Das übliche Koordinierungsverfahren über die Empfehlungen zu a) 
ist von mir eingeleitet worden. Da es z. Z. noch läuft, kann ich ab- 
schließend zu diesen Vorschlägen noch nicht Stellung nehmen. 

Den Empfehlungen zu b) ist teilweise durch die Verordnung vom 
30. Dezember 1954 Rechnung getragen; sie sieht eine erhebliche 
Kürzung der Vergütungen im Verkehr über die trockene Grenze 
vor. Zur Entscheidung über die weitergehenden Empfehlungen des 
Ausschusses bleibt die abschließende Äußerung der in dieser An- 
gelegenheit von mir befragten Gutachter abzuwarten. 

Entsprediend der Empfehlung zu c) habe ich die Einführung eines 
Ausnahmetarifs für Frachtstückgut mit durchgehender Frachtberech- 
nung von Haus zu Haus am 26. März 1955 als versuchsweise Rege- 
lung unter der Voraussetzung genehmigt, daß die berechtigten Be- 
lange des Nahverkehrs und der Spedition hierbei berücksichtigt 
werden. Die Deutsche Bundesbahn hat von dieser Genehmigung 
bisher noch keinen Gebrauch gemacht. Sie prüft zur Zeit die Mög- 
lichkeit, einen Haus-Haus-Tarif für Frachtstückgut mit allgemeinem 
Geltungsbereich einzuführen. 

Zu Frage 9 

Ich habe die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr gebeten, 
diese Frage zu beantworten. Ihr Schreiben vom 7. Oktober 1955 
Ist in der Anlage 2 beigefügt. 

Ich bemerke zu Nr. 3 Buchstabe c der Anlage 2, daß ich die Wünsche 
der Bundesanstalt auf weiteren Ausbau voll unterstütze, da sonst das 
mit der Errichtung der Bundesanstalt angestrebte verkehrspolitisdie 
Ziel nur sehr unvollkommen erreichbar ist. 

Zu Frage 10 

Die gleichmäßige Beachtung der geltenden Tarifbestimmungen 
durch die Verkehrsträger Schiene und Straße halte ich für notwen- 
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dig. Ich habe es daher der Deutschen Bundesbahn und der Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr eindringlich zur Pflicht gemadit, 
unter Anwendung der ihnen gesetzlich gegebenen Möglidikeiten 
auf die Wahrung der Tariftreue hinzuwirken und Verstöße nach- 
drücklich zu ahnden. 

Zweifelsfragen, die im Zusammenhang mit außertariflichen Rege- 
lungen im Eisenbahnverkehr und im gewerblichen Güterfern- 
verkehr entstanden sind, werde ich im Benehmen mit den Beteilig- 
ten in Kürze abschließend klären. 

Zu Frage 11 

Aus allgemeinen verkehrspolitischen Gründen ist eine möglichst 
weitgehende Annäherung der Wettbewerbsbedingungen zwischen 
Schiene und Straße erforderlich. Hierzu gehört nach meiner Auf- 
fassung auch die Abnahme der betriebsfremden (politischen) Lasten 
der Deutschen Bundesbahn. Über meinen Vorschlag, sie auf den 
Bund zu übernehmen, hat das Kabinett noch nicht entschieden. 
Die z. Z. schwebenden Erörterungen zwischen den zuständigen 
Ressorts dürften in absehbarer Zeit abgeschlossen sein. Von der 
dann vom Kabinett zu treffenden Entscheidung wird auch die Ein- 
stellung etwaiger Beträge für die Deutsche Bundesbahn in Form 
von Darlehen oder Zuschüssen in den Bundeshaushaltsplan 1956 
abhängen. 

Zu Frage 12 

Die Veröffentlichung von Gutachten in der Schriftenreihe des 
Bundesministers für Verkehr bedeutet nicht, daß der Bundesmini- 
ster für Verkehr sich mit ihnen identifiziert; dies gilt auch für das 
Wetzler-Gutachten über die betriebsfremden Lasten der Deutschen 
Bundesbahn. 

Die Nichtveröffentlichung bestimmter Gutachten des Wissenschaft- 
lichen Beirats bedeutet nicht, daß der Bundesminister für Verkehr 
deren Ergebnis verneint. 


Dr.-Ing. Seebohm 


8 



Anlage 1 


Synoptische Darstellung 
des tarifpolitischen Programms 

Vorschläge der Bundesregierung bzw.des Bundesministers fürVerkehr 
Entschließung des Bundesrates 

Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, Donhauser und Genossen 
— Drucksache 615 — betr. Koordinierung der Verkehrsträger 


Stand: 20. August 1954 



Tarif politisches Programm 

Vorschläge der Bundesregierung Eyitschließnng des Bundesrates 

h/.w. des Enndesministers für Verkehr 


1. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat durch Beschluß vom 
1. Juni 1954 den Bundesminister für Verkehr be- 
auftragt, in Zusammenarbeit mit den beteiligten 
Ressorts und nach Anhörung der Verkehrsträger 
Schiene, Straße und Binnenschiffahrt und der ver- 
ladenden Wirtschaft tarifpolitische Maßnahmen so 
vorzubereiten, daß sie, soweit möglich, im Rahmen 
eines verkehrspolitischen Gesamtprogramms als- 
bald nach Anlaufen des Straßenentlastungs- und 
Verkehrsfinanzgesetzes wirksam werden können. 

Dabei soll von folgenden Grundsätzen ausgegan- 
gen werden: 

a) Das gemeinwirtschaftliche System der Deut- 
schen Bundesbahn ist beizubehalten. 

b) Die Wettbewerbsbedingungen von Schiene und 
Straße sind, soweit wie möglich, einander an- 
zugleichen. 

c) Ein echter Leistungswettbewerb muß gewähr- 
leistet bleiben. 

d) Eine freie Preisbildung auf dem Gebiet des 
Verkehrs bleibt ausgeschlossen. 

Die Bundesregierung hat durch den gleichen Be- 
schluß der nebenstehenden Entschließung des Bun- 
desrates vom 7. Mai 1954 zugestimmt — Druck- 
sache 574 S. 18 — . Sie hat dabei hervorgehoben, 
daß diese Entschließung ihrer Auffassung und 
ihren Absichten entspricht. Sie hat ferner darauf 
hingewiesen, daß der Bundesminister für Verkehr 
beauftragt ist, das Erforderliche zu veranlassen. 


Der Bundesrat hat am 7. Mai 1954 folgende Ent- 
schließung — Drucksache 574 S. 15 — gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird gebeten, im Rahmen 
des verkehrspolitischen Gesamtprogramms baldigst 
Tarifmaßnahmen vorzuschlagen, die neben dem 
Straßenentlastungsgesetz und Verkehrsfinanzge- 
setz wirksam werden sollen. Diese Tarifmaß- 
nahmen, die zusammen mit den zu beteiligenden 
Stellen auszuarbeiten sind, sollen einerseits die mit 
den Verkehrsgesetzen angestrebte sinnvolle Ver- 
kehrsteilung zwischen Schiene und Straße fördern 
und andererseits allen Verkehrsträgern angemes- 
sene Beförderungsentgelte sichern. Dabei werden 
die Interessen der Verkehrsträger und der ver- 
ladenden Wirtschaft sorgfältig miteinander abge- 
stimmt werden müssen. 

Die Durchführung der Tarifmaßnahmen ist nur 
möglich, wenn beide Verkehrsgesetze in Kraft 
treten.“ • 
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Antrag der Abgeordneten Müll er- Hermann, 
Donhauser und Genossen — Drucksache 615 — 
betr. Koordinierung der Verkehrsträger 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, eine 
Aufgabenteilung im Verkehr herbeizuführen, die 
der besonderen Leistungseigenart und dem Kosten- 
aufwand der Beförderungsleistung der einzelnen 
Verkehrsträger entspricht. 

Zu diesem Zwecke ist 


Bemerkungen des Bundesverkehrsministeriums 


A. Die Bundesregierung ist mit dem Bundesrat 
der Überzeugung, daß keinesfalls durch Tarif- 
maßnahmen allein die verkehrspolitischen Ziele: 
sinnvolle Verkehrsteilung zwischen Schiene, Straße 
und Binnenschiffahrt, Sicherung angemessener Be- 
förderungsentgelte für die Verkehrsträger, Wahrung 
der Interessen der verladenden Wirtschaft erreicht 
werden können, und zwar vor allem aus folgen- 
den Gründen: 

a) Der Werkverkehr kann durch Tarifmaß- 
nahmen nicht wirksam beeinflußt werden. Für 
die Einrichtung und Erhaltung solcher Ver- 
kehre sind auch die betriebswirtschaftlichen 
Vorteile (z. B. Kundendienst, Werbung usw.) 
sowie die steuerlichen Vergünstigungen ent- 
scheidend. 

b) Der Werkverkehr befördert in zunehmendem 
Umfang hochtarifierte Güter, die bisher der 
gewerbliche Güterfernverkehr gefahren hat. 
Dadurch sind die Güterfernverkehrsunterneh- 
mer gezwungen, sich an dem bisher von der 
Deutschen Bundesbahn bedienten Massengut- 
verkehr stärker zu beteiligen. Massengüter 
sollen aber vor allem im Fernverkehr nicht — 
auch nicht als Rückladung — auf der Straße 
befördert werden. Wenn die gewünschte Ver- 
kehrsteilung nur durch die Tarifgestaltung er- 
reicht werden soll, müßten die Frachtsätze für 
die Beförderung solcher Güter auf der Straße 
außerordentlich stark erhöht werden. Eine 
solche Maßnahme wäre aber unwirksam, da 
die Unterbietung derartiger überhöhter Tarife 
nicht verhindert werden könnte. Unerläßliche 
Voraussetzung für eine wirksame Tarifpolitik 
ist daher das Inkrafttreten der beiden Ver- 
kehrsgesetze (Straßenentlastungsgesetz und 
Verkehrsfinanzgesetz). Denn sie führen vor 
allem zugunsten des gewerblichen Straßen- 
güterverkehrs den Werkverkehr auf ein volks- 
wirtschaftlich und verkehrspolitisch erträg- 
liches Maß zurück und sichern in ihrer Aus- 
wirkung der Deutschen Bundesbahn und der 
Binnenschiffahrt den Massengutverkehr auf 
weite Entfernungen. Sie geben auf diese Weise 
eine Grundlage für tarifpolitische Maßnahmen, 
die in der Richtung der unter Nr. 1 und 2 der 
„Vorschläge der Bundesregierung bzw. des 
Bundesministers für Verkehr“ angegebenen 
verkehrspolitischen Ziele wirken können. 

Eine Erörterung der tarifpolitischen Fragen 
ist daher nur dann sinnvoll, wenn vorher 
beide Verkehrsgesetze behandelt worden sind. 

B. Mit den tarifpolitischen Vorschlägen der Ab- 
geordneten Müller-Hermann, Donhauser und Ge- 
nossen können die offenbar auch von ihnen grund- 
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Tarif politisch es Programm 
Vorschläge der Bundesregierung 
bzw. des Bunde smini Sters für Verkehr 


2. Verkehrspolitische Ziele der Tarifmaßnahmen 

Die Erwägungen des Bundesministers für Verkehr 
über Tarifmaßnahmen gehen von folgender ver- 
kehrspolitisdier Zielsetzung aus: 

a) Förderung einer volkswirtsdiaftlidi und ver- 
kehrspolitisdi sinnvollen Teilung der Aufgaben 
zwischen Schiene, Straße und Binnenschiffahrt 
in der Weise, daß den Eisenbahnen und der 
Binnenschiffahrt vorwiegend der Verkehr über 
weite Entfernungen — und hier vor allem der 
Transport von Massengütern — sowie der 
Straße in erster Linie der Flädienverkehr zu- 
zuweisen sein wird. Dabei wird darauf Be- 
dacht genommen werden müssen, daß eine 
wohlausgewogene Arbeitsteilung zwischen Bin- 
nenschiffahrt und Schiene, wie sie sich auf 
Grund der Verkehrs- und Tarifpolitik der 
letzten Jahre herausgebildet hat, erhalten bleibt. 

Ferner wird darauf Bedacht genommen wer- 
den müssen, daß das Güterkraftverkehrsge- 
werbe (Fern- und Nahverkehr) einen ange- 
messenen Ausgleidi für die ihm durch die Ver- 
kehrsgesetze auferlegten Belastungen in einer 
solchen Weise erhalt, die den verkehrspoli- 
tischen Zielen Rechnung trägt. 

b) Sicherung angemessener Beförderungsentgelte 
für die Verkehrsträger. 

3. Allgemeine Gütertarifreform 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 26. April 
1954 einen Sadi verstand igenausschuß für die Neu- 
gestaltung des Gütertarifs eingesetzt und ihn ge- 
beten, ein möglichst abgestimmtes Gutachten über 
eine allgemeine Gütertarifreform zu erstatten. Da- 
bei ist das Gutachten des Wissenschaftlichen Bei- 
rates bei dem Bundesminister für Verkehr „Vor- 
schläge für eine Reform des Deutschen Eisenbahn- 
gütertarifs“ zugrunde zu legen. Der Sachver- 
ständigenausschuß besteht aus 27 besonders sach- 
kundigen Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Wissen- 
schaft und Verkehr sowie der Länder und der 
Gewerkschaften. 

Der Bundesminister für Verkehr hatte den Aus- 
schuß gebeten, sein Gutachten möglichst so recht- 
zeitig zu erstatten, daß es bei der Entscheidung 
über die tarifpolitischen Maßnahmen im Rahmen 
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Antrag der Abgeordneten Müll er- Hermann, Bemerkungen des Bundesverkehrsministeriums 

Donhauser und Genossen — Drucksache 615 — 
hetr. Koordinierung der Verkehrsträger 


sätzlich bejahten verkehrspolitisdien Ziele (vgl. 
„Bemerkungen des Bundesverkehrsministeriums“ 
A. erster Absatz und Nr. 2 der „Vorschläge der 
Bundesregierung bzw. des Bundesministers für 
Verkehr“) nicht erreicht werden, denn ihr Pro- 
gramm beinhaltet weder eine wirksame Ein- 
schränkung des Werkverkehrs noch stellt es 
sicher, daß die Massengüter im Fernverkehr 
nicht auf der Straße befördert werden. 


1. die Neuordnung der Güterverkehrstarife im 
Rahmen einer gemeinwirtschaftlichen Verkehrs- 
bedienung unter stärkerer Berücksichtigung der 
Selbstkosten vorzubereiten; 


Die Frage, ob und inwieweit die Selbstkosten in 
der Tarifgestaltung für die Verkehrsträger stärker 
zu berücksichtigen sind, wird vom Bundesminister 
für Verkehr im Zusammenhang mit der allge- 
meinen Gütertarifreform behandelt. Der vom 
Bundesminister für Verkehr einberufene Sachver- 
ständigenaussckuß ist mit der Prüfung dieser Frage 
befaßt. 

Außerdem hat der Bundesminister für Verkehr 
die Deutsche Revisions- und Treuhand AG (Treu- 
arbeit) beauftragt, auf der Grundlage der von 
dem Selbstkostenaussdiuß beim Bundesminister 
für Verkehr entwickelten Systematik und unter 
Mitwirkung des Selbstkostenausschusses Unter- 
lagen über die Selbstkosten der Verkehrsträger zu 
erarbeiten. Diese Ergebnisse müßten abgewartet 
werden. 
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Tarif politisches Programm 
Vorschläge der Bundesregierung 
bzw. des Bundesministers für Verkehr 


des gesamten verkehrspolitischen Programms der 
Bundesregierung verwandt werden könnte. Der 
Ausschuß hat jedoch darauf hingewiesen, daß die 
mit der allgemeinen Gütertarifreform zusammen- 
hängenden Fragen außerordentlidi vielfältig und 
schwierig seien; er könne aus diesen Gründen sein 
Gutachten erst in einem späteren Zeitpunkt er- 
statten. Der Bundesminister für Verkehr hat daher 
den Ausschuß gebeten, zu folgenden Fragen vorab 
sich zu äußern, die im Zusammenhang mit dem 
Wirksamwerden des verkehrspolitischen Gesamt- 
programms, Insbesondere auch der beiden Ver- 
kehrsgesetze von Bedeutung sind: 

a) Sollen in Auswirkung des vorgesehenen Ver- 
bots der Beförderung von Massengütern im 
Fernverkehr auf der Straße die Ausnahme- 
tarife für Massengüter nur im Reichskraft- 
wagentarif — RKT — (dagegen nicht im 
Deutschen Eisenbahn-Gütertarif — DEGT — ) 
aufgehoben werden? 

b) Sollen die Nebenklassenzuschläge etwa für die 
Regelklassen E — G nur im RKT (dagegen 
nicht im DEGT) erhöht werden? 

c) Sollen die Nebenklassenzuschläge etwa für 
Güter der Klassen A — C nur im DEGT 
(dagegen nicht im RKT) erhöht werden? 

d) Soll der Anschlußgleisverkehr tariflich be- 
günstigt werden? 

e) Sollen im Eisenbahnverkehr zur Erzielung 
gleicher Startbedingungen für Schiene und 
Straße zunächst für Stückgut Haus-FIaus- 
Tarife eingeführt werden? 

f) Soll die Abfertigungs- und Werbevergütung 
im gewerblichen Güterfernverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen neu geregelt werden? 


Der Sachverständigenausschuß wird zu diesen Fra- 
gen voraussichtlich Anfang September Stellung 
nehmen. 


4. Erwägungen des Bundesverkehrsministeriums 
über tarifpolitische Sofortmaßnahmen 

Der Bundesminister für Verkehr hatte vor meh- 
reren Monaten das Güterfernverkehrsgewerbe als 
den von den Auswirkungen der Verkehrsgesetze 
besonders berührten Verkehrsträger aufgefordert, 
ihm konkrete Vorschläge für tarifpolitische Maß- 
nahmen Zu machen. Dieses Vorgehen entspricht 
der seit jeher geübten Praxis. 

Das Güterfernverkehrsgewerbe hat trotz wieder- 
holter mündlicher und schriftlicher Erinnerungen 
dieser Aufforderung nicht entsprochen. Der Bun- 
desminister für Verkehr hat daher in seinem 
Hause die nachstehend unter Budtstaben a bis e 
wiedergegebenen Erwägungen über tarifpolitische 
Sofortmaßnahmen im Rahmen des verkehrspoli- 
tischen Gesamtprogramms der Bundesregierung 
anstellen lassen. Sofern das Güterfernverkehrs- 
gewerbe nidit in absehbarer Zeit die seit langem 
erbetenen Tarifvorschläge übermittelt, wird der 
Bundesminister für Verkehr darüber befinden 
müssen, ob und in welcher Weise er die Erwägun- 
gen seines Hauses unter Verwertung der erbete- 
nen Stellungnahme des Sachverständigenaus- 
schusses Zu den oben angegebenen Fragen mit den 
Verkehrsträgern und der Wirtschaft erörtert, da- 
mit rechtzeitig mit dem Inkrafttreten der Ver- 
kehrsgesetzc die tarifpolitischen Maßnahmen 
wirksam werden können. 


Die Erwägungen des Bundesverkehrsministeriums 
haben sich auf folgende Fragen erstreckt: 

a) Fis könnte erwogen werden, im gewerblichen 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen die 
Fracht mindestens nach der Regelklasse E zu 
berechnen. 


b) Es könnte erwogen werden, die Frachtsätze 
für die Regelklassen A bis D im DEGT und 
RKT in einer für Schiene und Straße ver- 
schiedenen Weise anzuheben. 
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Antrag der Abgeordneten M üller-H ermann, 
Donhauser und Genossen — Drucksache 615 — 
betr. Koordinierung der Verkehrsträger 


Bemerkungen des Bundesverkchrsministeriums 


Diese Erwägungen knüpfen daran an, daß bis 
zum 15. April 1938 die Fracht nach dem RKT 
mindestens für die Regelklasse D zu berechnen 
war. Eine solche arteigene Tarifgestaltung würde 
im Sinne der anzustrebenden Aufgabenteilung 
zwischen Schiene und Straße liegen. 

Diese Erwägung strebt die Auseinanderentwick- 
lung von Eisenbahn- und Kraftwagentarif durch 
eine unterschiedliche Tariflage mit dem Ziele 
einer vernünftigen Aufgabenteilung zwischen 
Schiene und Straße an. 
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Tarif politisch es Programm 
Vorschläge der Bundesregierung 
hzw. des Bundesministers für Verkehr 


c) Es könnte erwogen werden, die Abfertigungs- 
und Werbevergütung des Speditionsgewerbes 
im gewerblichen Güterfernverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen in der Weise zu andern, daß der 
Leistungsgrundsatz stärker berücksichtigt wird. 
Gleichzeitig könnten die Vergütungssätze in 
einer solchen Weise geregelt werden, daß dem 
Speditionsgewerbe kein Anreiz gegeben wird, 
dem Güterfernverkehrsgewerbe niedrig ta- 
rifierte Güter Zur Beförderung auf weite Ent- 
fernungen zu vermitteln. Ferner konnte ge- 
prüft werden, ob die Werbevergütung über- 
haupt aufzuheben ist. 
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Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Donhauser und Genossen — Drucksache 615 — 
hetr. Koordinierung der V erkehrs träger 

2. unbeschadet noch ausstehender Ergebnisse der 

Selbstkostenuntersuchungen sofort folgende 

Tarifänderungen durchzuführen: 

a) Die mit Wirkung vom 1. August 1953 im 
Deutschen Eisenbahn-Gütertarif (DEGT) 
und Reichskraftwagentarif (RKT) vorge- 
nommene Abtarifierung der Klassen A bis 
D wird aufgehoben. 

b) Im DEGT werden die Nebenklassenzu- 
sdiläge in den Klassen A bis C verdoppelt 
und in den Klassen E bis G eine verbilligte 
30-t-Nebenklasse geschaffen. 

c) Im. RKT werden die Klassen E bis G gegen- 
über dem DEGT derart erhöht, daß — mit 
einer Entfernung von 150 km beginnend — 
bei 250 km eine Frachtdisparität von 
20 V. H. erreicht wird. 


3. die Abfertigungsvergütung im Güterfernverkehr 
neu festzusetzen, damit , — insbesondere durch 
eine Staffelung — der Anreiz beseitigt wird, 
Güter der unteren Tarifklassen im Straßenver- 
kehr auf große Entfernungen zu vermitteln; 


Bemerkungen des Bundesverkehrsministeriums 


Der Vorschlag der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Donhauser und Genossen bringt zwar für die 
Verkehrsträger eine Einnahmesteigerung, wirkt 
aber nicht im Sinne einer Aufgabenteilung zwi- 
schen Schiene und Straße. 

Sowohl die Verdoppelung nur der Nebenklassen- 
zuschläge in den Klassen A bis C des DEGT wie 
die Schaffung eines Tarifgefälles von der Straße 
zur Schiene, das erst bei 150 km beginnt und pro- 
zentual stark begrenzt ist, würden — auch bei Ein- 
führung einer verbilligten 30-t-Nebenklasse in 
den Klassen E bis G des DEGT — für eine sinn- 
volle Verkehrsteilung zwischen Sdiiene und Straße 
unzulänglich sein. Das durch die Tarifpolitik des 
Bundesministers für Verkehr erreidite wohlaus- 
gewogene Verhältnis zwisdien Sdiiene und Bin- 
nenschiffahrt im Massengutverkehr würde durch 
die isolierte Einführung einer 30-t-Nebenklasse 
empfindlich gestört werden. Überdies würde audi 
die allgemeine Gütertarifreform hierdurch präju- 
diziert werden. 

Die Überlegungen des Bundesverkehrsministe- 
riums gemäß Nr. 4 a) und b) im Zusammenhang 
mit den Maßnahmen gemäß Nr. 6 a) und b) der 
„Vorschläge der Bundesregierung bzw. des Bun- 
desministers für Verkehr“ dürften demgegenüber 
geeignet sein, ohne Störung des Verhältnisses zwi- 
schen Sdiiene und Binnenschiffahrt einer sinn- 
vollen Verkehrsteilung zwischen Schiene und 
Straße zu dienen. 

A. Über die Abfertigungsvergütung ist auf Grund 
des Gutachtens einer vom Bundesminister für Ver- 
kehr eingesetzten Kommission bereits eine grund- 
sätzliche Übereinstimmung zwischen den beteilig- 
ten Verkehrsträgern und dem Speditionsgewerbe 
erzielt worden. Über Art der Zahlung und Höhe 
der Vergütungssätze kann entschieden werden, 
sobald die mit Prüfung der Kosten- und Ertrags- 
lage des Abfertigungsdienstes beauftragten Wirt- 
schaftsprüfer das Ergebnis ihrer Untersuchungen 
vorgelegt haben. Diese Arbeit wird in absehbarer 
Zeit abgeschlossen sein. 

Der Vorschlag der Abgeordneten Müller-Her- 
mann, Donhauser und Genossen, durch eine 
Staffelung der Vergütungssätze den Anreiz zu 
beseitigen, Güter der unteren Tarifklassen im 
Straßenverkehr auf große Entfernungen zu ver- 
mitteln, entspricht der Ansicht des Bundesmini- 
sters für Verkehr. 

B. Die Werbevergütung ist in dem Vorschlag ge- 
mäß Drucksache 615 Nr. 3 nicht berüchsichtigt. 
Das Bundesverkehrsministerium ist der Auffas- 
sung, daß der Prüfung der Werbevergütung min- 
destens die gleiche Bedeutung beigemessen wer- 
den sollte wie der Neuregelung der Abfertigungs- 
vergütung. 
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Tarif politisches Programm 
V or schlage der Bundesregierung 
hzw, des Bundesministers für Verkehr 

d) Es könnte erwogen werden, den Gleisanschluß- 
verkehr durch tarifliche Maßnahmen zu för- 
dern. 


e) Es könnte erwogen werden, im Eisenbahnver- 
kehr zunächst für Stückgut einen Haus-Haus- 
Tarif einzuführen. 


5. Feste Entgelte im Güternahverkehr 

Der Bundesminister für Verkehr ist bemüht, dar- 
auf hinzuwirken, daß die Verordnung über 
Höchstpreise für Fuhrleistungen mit Kraftfahr- 
zeugen im Nahverkehr (NVP) mit Festpreis- 
charakter und Beförderungsentgelten in einer 
Höhe ausgestattet wird, die einerseits einen ange- 
messenen Vorsprung der Straße gegenüber der 
Eisenbahn im Nahverkehr gewährleisten und an- 
dererseits das Nahverkehrsgewerbe vor ruinösem 
Wettbewerb schützen. 

6. Bereits eingeleitete Sofortmaßnahmen des Bun- 
desministers für Verkehr zur Straßenentlastung 
und Verkehrsteilung 

a) Der Bundesminister für Verkehr hat das Ver- 
fahren für die Aufhebung folgender Ausnahme- 
tarife im RKT einleiten lassen: 

1 B 1 für Sdinittholz, 1 U 1 für Wasserum- 
schlagholz, 2 B 1 für Kies und Sand, 4 B 6 
für Zement, 16 B 6 für Zuckerrüben. 

b) Ob auch die übrigen Ausnahmetarife des RKT 
für Massengüter aufzuheben sind, soll erst 
später im Zusammenhang mit etwaigen son- 
stigen tariflichen Maßnahmen geprüft werden. 
Hierbei wäre hauptsächlich an folgende Tarife 
zu denken: 

3 B 2 für Baustoffe, 4 B 1 für Kalkstein, 
5 B 1 für Wegebaustoffe, 11 B 1 für Dünge- 
mittel. 
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Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Donhauser und Genossen — Drucksache 615 — 
hetr. Koordinierung der Verkehrsträger 

4. die Bundesbahn zu veranlassen, starker als bis- 
her den Gleisanschluß — Haus-Haus-Verkehr 
der Schiene — zu fördern, und zwar durch eine 
verkehrspolitisdi zweckentsprechende Gestaltung 
der Anschlußgleisbedingungen und eine in die- 
sem Rahmen sinnvolle finanzielle Begünstigung 
der Anschlußinhaber; 


Bemerkungen des Bundesvcrkchrsministcriums 


Die von den Abgeordneten Müller-Hermann, 
Donhauser und Genossen im Rahmen der An- 
schlußgleisbedingungen vorgeschlagene finanzielle 
Begünstigung der Gleisanschlußinhaber wird nach 
Ansicht des Bundesverkehrsministeriums nicht aus- 
reichen, um den Gleisanschlußverkehr genügend 
zu fördern. Es sollte deshalb erwogen werden, 
Frachtvergünstigungen für Güter der oberen Klas- 
sen im Gleisanschlußverkehr einzuführen, um die- 
sen Verkehr z. B. bei einer differenzierten Er- 
höhung der Regelklassen A bis D gemäß Nr. 4 b) 
die „Vorschläge der Bundesregierung bzw. des 
Bundesministers für Verkehr“ nicht von der 
Schiene auf die Straße abzudrängen. 

Durch Einführung von Haus-Haus-Tarifen im 
Eisenbahnverkehr, die auch die Roll- und Um- 
ladekosten einschließen, könnte eine edite Preis- 
parität zwischen Sdiiene und Straße erreicht wer- 
den. Ein Haus-Haus-Tarif für Stückgut würde 
zudem die Grundlage für eine Zusammenarbeit 
der beiden Verkehrsträger sein können, dergestalt, 
daß die Eisenbahn den Weltstreckenverkehr zwi- 
schen Knotenpunkten bedient, während dem 
Kraftwagen In der Sammlung und Verteilung des 
Gutes der Flächenverkehr zufiele. Eine solche Zu- 
sammenarbeit würde auch dem Ziele einer sinn- 
vollen Verkehrsteilung dienen. 

Im Nahverkehr mit Kraftfahrzeugen gelten zur 
Zeit Höchstpreise. Alle übrigen Beförderungsent- 
geltc sind bereits Festpreise. 

Der Bundesminister für Verkehr steht mit dem 
Nahverkehrsgewerbe wegen einer Umstellung der 
NVP auf Festpreise in Fühlung. Das Gewerbe 
läßt diese Frage gegenwärtig von einer Kommis- 
sion prüfen. Das Ergebnis müßte abgewartet wer- 
den. 


Diese Ausnahmetarife begünstigen vorwiegend 
Güter, die nach dem Straßenentlastungsgesetz 
nicht mehr im Güterfernverkehr auf der Straße 
befördert werden sollen. Sie gelten bisher gleich- 
mäßig für Schiene und Straße. Die Aufhebung 
dieser Ausnahmetarife nur im RKT hat zur Folge, 
daß im Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 
die Fracht künftig nach den höheren Regelklassen 
berechnet werden muß. Hierdurch wird ein — 
wenn auch nicht sehr starker — Anreiz für die 
Beförderung solcher Güter auf der Eisenbahn ge- 
geben. 
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Anlage 2 


Abschrift 


Bundesanstalt 
für den 

Güterfernverkehr Köln, den 7. Oktober 1955 

Cäcilienstraße 20 — 24 

Der Präsident 
Pr/H. 


An den Herrn 
Bundesminister für Verkehr 


Betr.: Kleine Anfrage 195 im Deutschen Bundestag vom 
30. September 1955 über Tarifpolitische Pläne des 
Bundesverkehrsministeriums 


Zum Betreff berichte ich wie folgt: 

Der Reichskraftwagentarif, an den der gewerbliche Güterfernver- 
kehr gebunden ist, ist ein Festtarif. Es ist denkbar, daß er Über- 
oder unterboten wird. 

Die von der Bundesanstalt seit Aufnahme ihrer Überwachungs- 
tätigkeit festgestellten Überschreitungen der reinen Frachtsätze sind 
in der Regel durch die Berechnungsmöglichkeiten des Nebenge- 
bührentarifs gedeckt. Insoweit handelt es sich also nicht um echte 
Tarifabweichungen. Eine besondere Bedeutung kommt diesen Fällen 
bisher nicht zu. 

Hinsichtlich der Unterbietungen, die u. a. der Anlaß für die Errich- 
tung der Bundesanstalt waren, hat die bisherige Überwachung 
gezeigt: 

1. Das Ausmaß der festgestellten Unterbietungen hat allein schon 
die Errichtung der Bundesanstalt gerechtfertigt. Nur ein mit 
Hoheitsbefugnissen ausgestatteter Spezialapparat war in der 
Lage, Wirksames zu unternehmen. Genaue Angaben über den 
Umfang der Unterbietungen lassen sich nicht machen. Die auf 
Grund der Frachtbriefangaben durch die Bundesanstalt und 
die Frachtenprüfstellen gefertigten Unterschiedsberechnungen 
weisen Im Jahre 1954 Beträge von ca. 7,5 Mill. DM, also rund 
0,75 V. H. der Frachtumsätze aus. 
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Die auf Grund besonderer Verdachtsmomente laufend durchge- 
führten Betriebsprüfungen zeigen, daß darüber hinaus weitere 
Unterbietungen Vorkommen. 


2. Die Überwachungsformen der Bundesanstalt (Frachtbriefkon- 
trolle, Straßenkontrolle, Betriebsprüfungen) haben bewirkt, 
daß die Unterbietungen zurückgegangen sind. Der Tarifdruck 
der Auftraggeber hat nach Arbeitsbeginn der Bundesanstalt 
ganz allgemein nachgelassen. Der in mehreren 100 000 Einzel- 
fällen durchgeführte Frachtausgleidi hat seine Wirkung nicht 
verfehlt. Die nach und nach empfindlicher werdenden Strafen 
lassen die Unterbietungen riskanter erscheinen. Eine umfassende 
Aufklärung über den Tarif, die Rechtslage und die Folgen von 
Zuwiderhandlungen hat einen gesünderen Boden für die Arbeit 
bereitet. 

Die Auswirkungen — daß nämlich die Transporte vollständiger 
erfaßt und die Tarife richtiger berechnet werden — sind zu 
erkennen 

an dem starken Ansteigen der erfaßten Frachtumsätze, das 
über die konjunkturell bedingten Steigerungen weit hinaus- 
geht, 

an der teilweisen Verlagerung bestimmter Güterarten auf 
andere Verkehrsmittel, 

an dem starken Ansteigen des Beförderungsteuerauf- 
kommens, 

an der Herabsetzung der Prämien für die Güterschadens- 
versicherung, die durch das höhere Prämienaufkommen bei 
nicht gleichmäßig gestiegenen Schäden ermöglicht wurde. 

Die Annahme, daß weitere erhebliche Erfolge erzielt werden 
können, erscheint hiernach gerechtfertigt. Das anzustrebende 
Ziel ist aber dahin zu umreißen, daß die Kontrolle Unterbie- 
tungen mit verkehrspolitischen nachteiligen Folgen für das 
Güterfernverkehrsgewerbe selbst und für andere Verkehrsträger, 
insbesondere die Deutsche Bundesbahn, zu verhindern hat. 


3. Als störend für die Arbeit der Bundesanstalt und einen schnel- 
leren Erfolg verzögernd haben sich folgende Umstände ergeben: 

a) Die Bundesanstalt kann nur Zuwiderhandlungen feststellen; 
sie ahndet sie nicht. Die Abgabe der Verfahren nach Abschluß 
oft komplizierter Ermittlungen verzögert aber die Verhän- 
gung des Bußgeldes. Dies ist eine Folge des 1952 zwischen 
Bundestag und Bundesrat geschlossenen Kompromisses. Sie 
läßt sich durch eine inzwischen erzielte Vereinbarung über 
die Form der Zusammenarbeit zwischen Länderverkehrs- 
behörden und Bundesanstalt nur mildern. 

b) Die milden Entscheidungen mancher Gerichte bei der Ab- 
urteilung der Verstöße gegen das Güterkraftverkehrsgesetz 
haben wiederholt zur Aufhebung oder Abänderung der 
Entscheidungen der Länderverkehrsbehörden geführt, mit 
der Folge, daß sich diese häufig scheuen, die Tarifsünder 
energisch zu bestrafen und sie gegebenenfalls aus dem Ver- 
kehr durch Entziehung der Genehmigung auszuschalten. 
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c) Der Apparat der Bundesanstalt ist nach Auffassung aller an 
der Ordnung -interessierten Kreise, die im Verwaltungsrat 
der Bundesanstalt vertreten sind, noch nicht so ausgebaut, 
daß er seiner Aufgabe gerecht werden kann. Es ist aber bis- 
her noch nicht gelungen, die Bedenken der neben dem BMV 
an der Aufsicht über die Bundesanstalt beteiligten Stellen 
des Bundes (Bundesminister der Finanzen und Bundesrech- 
nungshof) gegen einen entsprechenden Ausbau zu über- 
winden. 

d) Die Strafvorschriften des GüKG werden dem Umstand nicht 
gerecht, daß die Auftraggeber des gewerblichen Güterfern- 
verkehrs die an Unterbietungen unmittelbar und am stärk- 
sten Interessierten sind. Sie üben auch heute noch vielfach 
den entscheidenden Druck auf den Transportunternehmer 
aus, sind aber, vor allem wenn sie ihre Aufträge über einen 
Spediteur erteilen, nicht ausreichend zu fassen. 

Es wird z. Z. geprüft, ob und auf welche Weise die angedeuteten 
Mängel behoben oder wenigstens gemildert werden können. 

gez. Eichhoff 
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